
Abschri f t  
4 c 523/42 
(4 so 25/42) 

IM Namen des Deutschen Volkes 

L geb . ı 

In der Strafsache gegen 
1 . )  d i e  Kastellanâehejrau LA 
2 . )  deren I.71emann,den Kl 

beide i n  Bad Land eck, 
wegen Verbrechens gegen d i e  VO zum Schutz d e r  Sammlung von Vin ;  
ter-saChen für d i e  Front vom 2j.Dezember 1941 (RGB1 I.S.7.97), 

hat das Reichsgericht,  4..S'tra_†eenat, i n  der Sitzung 
vom 3.Julí 1942, 'an der  teilgenommen haben 

a ls  Richter:  
der  Senatspräsídent müller, 
d i e  Reichsger tchtsräte Dr.SchäJ'er, Dr.F'rancke,. 
Dr.Hack1 und de r  Kammergerichtsrat Denzler, 

als  Beamter der Staateanwal tschoft: 
der  oberstaateanwalt Dr.!(o'rchner, 

als Ürkundsbeamter der  Geschäftsstelle, 
der  Sekretär Heuer, 

auf d i e  Ntchttgkeitsbeschwerde des oberretchsanwalts nach 
nun d i  scher Verhandlung für Hecht erkannt: 

Das Ur te i l  des Sondergerichts i n  B r e 3 l a u vom 9.Februar 
1942 - Sg 15 Klos 16/42 - w i r d  nebst den zugrunde l iegenden Fest: 
Stellungen aufgehoben. D i e  Sache w i r d  zu neuer Verhandlung und 
Eh tscNeídung an d i e  Vorinstanz zurückverwiesen. 

Von Rechts wegen 
Grunde 

Den Angeklagten war zur Lost gel egt, e ine  Om 11 .Januar 194.2 
zur Follsachensammlung gespendete Sfr-tekjacke an s ich genommen 

und 
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und sich dadurch eines Verbrechens gegen die PO zum Schutze der 
Sammlung von Hintersachen für die Front vom 2}.Dezember 1941 
(Riel I s.?9?) schuldig gemacht zu haben. Das Sondergericht hat. 
sie durch das uorbezeíchnete rechtskräftige Ur teil jreígesprochen. 
Nach den Ur tetlsgründen hat es nicht die Überzeugung gewinnen 
können, daß die Angeklagten sich die Jacke hätten zueignen wollen, 
sondern es nimmt an, die Hegnahme habe nur einen vorübergehenden 
Gebrauch der Jacke bezweckt; ein solches Verhalten sei nicht 
strajWar. 

Gegen dieses Urteil hat der Oberretchsanwalt n1ch:igxez:ebe= 
schwerde erhoben. Zu ihrer Begründung macht er folgendes geltend: 

Das angefochtene Ur teil lasse eine .Erörterung der .Frage vor= 
missen, ob sich die Angeklagten nach § 133 StGB schuldig gemacht 
hätten. Ein Beiseiteschajyen im Sinne dieser .Strajbestimmung känè 
ne nach der ständigen Rechtsprechung des Retehsgerichts bereits 
in der vorübergehenden Entfernung eines Gegenstandes vom amtl 1- 
Chen Aujbewahrungsor te gefunden werden (Res: Bd.2 $.427; .Bd.22 
s.243,~ LZ 1918 .Spalte '?75 er-.25.~ de 1955 Nr..971; zu 
vgl .Hut .Bd.14 S./58,139). Die entsprechende Anwendbarkeit 
(§ 2 .StGB) des § 133 StGB auf' die Betseiteschajyung von Geaenstänı 
den, die einer Dienststelle oder einem politischen Letter der 
NSßHP in dieser E1genschaJ% zur Aufbewahrung übergeben worden 
seien, sei in der Entscheidung Res: Bá.73 Su 289 dahingestellt de= 
lassen worden; sie Set aber mindestens in einem Fülle wie dem 
voll legenden zu bejahen. Auf die Tut finde kein anderes Strange= 
setz Anwendung. Das Verhalten der beiden Angeklagten verdiene auch 
beim Fehlen der ZueígnungSabsteht nach gesundem volksenpftnden 
Bestrafung. Der Grundgedanke des § 155 StGB treffe am besten zu. 

Gelange der Tutrichter auf Grund einer neuen Hauptverhandlung 
zur entsprechenden.Anwendung von § 133 StGB, so werde er weiter . 
zu prüjen haben, ob die Voraussetzungen des § 4 Vo1ksschädl VO 
vorlägen, ob sich insbesondere die Angeklaoten als typische Vó1 k8= 
schädltnge erwiesen hätten. 

Diesen .Ausjuhrun0en ist beizutreten. 
Daher war entsprechend dem Anträge des oberretch8anwa1 es,wie 

geschehen, zu beechl gießen. 
geh.: Uüller Schäfer Dr.Francke 

Denzler Hac al 

J 


